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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 R 496/09 B 
 
L 10 R 519/08 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 9 R 2/05 (SG Hildesheim) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….. 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Januar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  B e r c h t o l d  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 24. September 2009 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.9.2009 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Vormerkung verschiedener Versicherungszeiten verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und macht sinngemäß einen 

Verfahrensfehler iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG geltend. 

 

Die Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen, weil in der Begründung vom 8.12.2009 weder 

die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ausreichend dargelegt noch ein Verfahrensfeh-

ler ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam ist eine Rechtssache nur, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die 

- über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung er-

warten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). Um sei-

ne Darlegungspflicht zu erfüllen, muss der Beschwerdeführer mithin 1. eine konkrete Rechtsfra-

ge, 2. ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, 3. ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie 4. die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm er-

strebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) aufzeigen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 34 S 70 f mwN). 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn der Be-

schwerdeführer hat keine Rechtsfrage gestellt. Die Formulierung einer abstrakten, aus sich her-

aus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr 

die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kap IX 

RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu untersu-

chen, ob sich aus ihm evtl eine entsprechende Rechtsfrage herausfiltern ließe. Zudem fehlt 

auch die Bezeichnung der heranzuziehenden Rechtsnorm(en), deren Auslegung grundsätzlich 

bedeutsame Fragen aufwerfen könnte. 

 

Soweit der Kläger vorträgt, "das Gericht erster Instanz" habe den Amtsermittlungsgrundsatz 

verletzt, übersieht er, dass vermeintliche Fehler im erstinstanzlichen Verfahren keinesfalls 
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ausreichen, um die Sachaufklärungsrüge ordnungsgemäß darzulegen. Vielmehr können 

grundsätzlich nur Verfahrensfehler des LSG zu einer Zulassung der Revision führen (BSG 

SozR Nr 40 zu § 162; Becker, SGb 2007, 328, 329; Krasney/Udsching, aaO, Kap IX RdNr 89; 

Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 196; Lüdtke in HK-SGG, 3. Aufl 2008, 

§ 160 RdNr 16). Dass dem LSG im Berufungsverfahren ein Fehler unterlaufen sei, behauptet 

der Kläger nicht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 

SGG). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 Satz 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu ver-

werfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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